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Statement von Miriam Gruß, Bundestagsabgeordnete der FDP aus Augsburg, zum Thema Europäische Dienstleistungsrichtlinie

Ich befürworte die Initiative zur Verwirklichung der Dienstleistungsfreiheit im europäischen Binnenland. Die Liberalisierung der Dienstleistungsmärkte führt auf längere Sicht zu sinkenden Preisen und zu einer höheren Nachfrage nach Dienstleistungen. Das kommt auch den heimischen Anbietern in Deutschland zugute. Die FDP ist deshalb für das in der so genannten EU-Dienstleistungsrichtlinie vorgesehene Herkunftslandprinzip. Es fördert den Wettbewerb und führt zum Abbau bürokratischer Hemmnisse. 
Die 1992 als Folge des Maastricher Vertrages beschlossene Binnenmarktstrategie für den freien Verkehr von Waren, Kapital, Dienstleistungen und Personen als Motor für Wachstum und Beschäftigung funktioniert bislang nur eingeschränkt. Während die Liberalisierung beim Warenverkehr zügig umgesetzt werden konnte, steckt die Freiheit auf dem Dienstleistungsmarkt noch in den Kinderschuhen. Und das, obwohl die Dienstleistungen etwa 70 Prozent des Bruttoinlandprodukts und der Arbeitsplätze in Deutschland und der EU ausmachen. 

Es gibt natürlich sensible Branchen, deren Anpassungsfähigkeit durch eine Liberalisierung der Märkte von heute auf morgen überfordert wäre. Dazu zählt die Bauindustrie genauso wie das Handwerk und einige freie Berufe. Für diese müssen Übergangsfristen bei der Umsetzung des Herkunftslandprinzips eingeführt werden. Damit wird ihnen die notwendige Zeit eingeräumt, sich auf den mit offenen Märkten verbundenen schärferen Wettbewerbsdruck einzustellen oder möglicherweise notwendige Mindeststandards in Europa zu vereinbaren. Die Liberalisierung der Dienstleistungsmärkte ist zur Vollendung des europäischen Binnenmarktes allerdings unabdingbar.

Bei der nun erfolgten Abstimmung im Binnenmarktausschuss des Europaparlamentes haben sich Liberale und Konservative in wesentlichen Punkten durchsetzen können. Das Grundkonzept der kontrollierten Dienstleistungsfreiheit wird vorangetrieben.  Dabei gilt neben dem Herkunftslandprinzip, dass auch die Zielländer ihre Gemeinwohlinteressen sichern können. Trotz Dienstleistungsfreiheit können so Qualitätsstandards beispielsweise bei der Ausbildung oder der öffentlichen Sicherheit gewahrt werden. 

Die Angst vieler Menschen, dass durch diese Lockerung Arbeitsplätze verloren gehen, ist unbegründet.  Wirtschaftsverbände schätzen sogar, dass allein in Deutschland 100.000 neue Jobs durch die flexibleren Verhältnisse entstehen werden. 
Ich sehe im Übrigen nicht, dass es sich bei der Entwicklung hin zu einem Europa ohne Grenzen – und damit sind auch Bürokratiegrenzen gemeint – um einen „Wettlauf um die niedrigsten Standards“ handelt, wie attac dies vormuliert. In einem zusammenwachsenden Europa müssen auch die Gegebenheiten neu gestaltet werden. 

Wandel heißt Veränderung – Veränderung hin zu einem modernen und flexibleren Europa.     
